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Drucksache Nr. 4639 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausscJhuß) 

zu dem Entwurf eines Gesetzes über die Änderung 
und Ergänzung fürsorgerechtlicher Bestimmungen 

- Nrn, 3440, 4371, 4616 der Drucksachen - 


Berichterstatter: 

Senator Dr, Klein (Berlin) 


Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der vom Deutschen Bundestag in seiner 271. Sitzung am 12. Juni 
1953 verabschiedete Entwurf eines Gesetzes über die Änderung 
und Ergänzung fürsorgerechtlicher Bestimmungen wird nach Maß- 
gabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß eine gemeinsame Abstimmung 
nur über die Streichung von § 23 Abs. 4 und 5 und die Anfü- 
gung der Abs. 2 und 3 in § 11c der Reichsgrundsätze erforder- 
lich ist. 


Bonn, den 2. Juli 1953 


Der Vermittlungsausschuß 
Kiesinger Dr. Klein (Berlin) 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Buc^dnickerel R. Madel, Bonn. Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Andernach, Breite Str. SO. 



Anlage 


Änderungen 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Änderung 
und Ergänzung fürsorgereditlicher Bestimmungen 


1. Art* I (§ 3 a der Fürsorgepflicht Verord- 
nung) 

§ 3 a der Fürsorgepfliditverordnung er- 
hält folgende Fassung: 

3 a 

(1) Bei der Aufstellung von Riditlinien 
und Richtsätzen sind Personen aus den 
Kreisen der Hilfsbedürftigen zu hören. 

(2) Gegen Ablehnung der Fürsorge sowie 
gegen Festsetzung ihrer Art und Höhe 
müssen die in den Ländern für das Ver- 
waltungsverfahren vorgesehenen Rechts- 
behelfe zugelassen werden. In wenigstens 
einem dieser Verfahren sind Personen aus 
den Kreisen der Hilfsbedürftigen beratend 
zu beteiligen. 

(3) Neben oder an Stelle von Personen 
aus den Kreisen der Hilfsbedürftigen 
können audi Personen herangezogen 
werden, die von Vereinigungen der Hilfs- 
bedürftigen oder sonstiger Sozialleistungs- 
empfänger oder von Verbänden benannt 
werden, die Hilfsbedürftige betreuen,” 

2. Art. IV Nr. 3 (§ 6 Abs. 2 der Reidis- 
grundsätze) 

In § 6 Abs. 2 der Reichsgrundsätze werden 
die Worte „Pauschalbeträge festetzen” 
ersetzt durch die Worte „Richtlinien ei- 
lassen”. 


3. Art. VIII und VII (§ 23 Abs. 4 und 5 und 
§ 11c Abs. 2 und 3 (neu) der Reichs- 
grundsätze) 

a) § 23 Abs. 4 und 5 der Reichsgrundsätze 
werden gestrichen. 

b) § 11 c der Reichsgrundsätze erhält fol- 
gende neue Absätze 2 und 3: 

„(2) Bei Unfallrentnern, deren Erwerbs- 
minderung mindestens 50 v.H. beträgt, ist, 
wenn ihre Hilfsbedürftigkeit mit ihrem 
Kölperschaden zusammenhängt, ein Mehr- 
bedarf in Höhe derjenigen Grundrente 
anzuerkennen, die zu gewähren wäre, wenn 
wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit 
ein Anspruch auf Rente nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz bestehen würde; inso- 
weit findet § 1 1 b Abs. 1 keine Anwendung. 

(3j Bei Personen, die als Opfer national- 
sozialistischer Verfolgung wegen einer durch 
die Verfolgung erlittenen Gesundheits- 
schädigung eine Rente erhalten, wird, 
wenn ihre Hilfsbedürftigkeit mit dieser 
Schädigung zusammenhängt, als Ausgleich 
der Schädigung ein Mehrbedarf in Höhe 
des Betrages anerkannt, der in der Kriegs- 
opferversorgung bei gleicher Minderung 
der Erwerbsfähigkeit als Grundrente ge- 
währt werden würde; insoweit findet 
§ 11b Abs. 1 keine Anwendung.” 



